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Neuer EU-Vertrag
Will die Schweiz das neue Poten-
zial im Osten nützen, müssen die 
Bilateralen I auf die neuen Mit-
glieder ausgedehnt werden. 

Energie-Agentur auf Kurs 
Eine neue Zielvereinbarung zur 
Reduktion des CO2-Ausstosses 
ist unterzeichnet. Die Unterneh-
men sind auf Zielkurs.

KMU-Porträt 
Karl Zünd hat vom Rheintal aus 
die Welt der Flachbettplotter er-
obert. Am Produktionsstandort 
Schweiz hält er weiter fest.

Wirtschaftskreise und Kantone 
streiten um den neuen Lohnaus-
weis. economiesuisse befürch-
tet Mehraufwand für KMU.

Laut dem IMD in Lausanne 
ist die Schweiz 2003 erstmals 
aus der Gruppe der Top Ten 
der wettbewerbsfähigsten 
Länder herausgefallen. Der 
Abstieg vom 9. auf den 14. 
Platz innerhalb eines Jahres 
ist brutal. So wie bisher wei-
terzufahren würde bedeuten, 

Neue Legislatur: economiesuisse 
fordert Prioritäten 

Schweiz nicht mehr unter 
den Top Ten!

die Schweiz definitiv vom 
Wachstum abzukoppeln. Wir 
brauchen nicht einmal den 
Vergleich mit den USA oder 
den asiatischen Wachstums-
märkten zu bemühen. Auch 
Dänemark, Finnland, Irland, 
Schweden und Österreich 
schneiden besser ab als wir. 
Dabei ist schon x-mal diag-
nostiziert worden, was zu 
tun wäre. Unser politisches 
System anzuprangern und 
auf neue politische Institutio-
nen zu hoffen ist akademisch. 
Den Luxus von so viel Zeit 
haben wir nicht, wenn wir 
der Abwanderung wertschöp-
fungsstarker Industrien und 
Dienstleister ins Ausland zu-
vorkommen wollen. Es bleibt 
uns nur, in zäher Überzeu-
gungsarbeit Verständnis zu 
schaffen für die Notwendig-
keit von Veränderungen und 
Reformen. Wir haben kein 
Erkenntnis-, sondern ein Um-
setzungsproblem.

An ihrer Jahresmedienkon-
ferenz vom 26. April 2004 
kritisierte economiesuisse die 
ungenügende Ausnutzung 
des Wachstumspotenzials der 
Schweizer Wirtschaft.  

Ueli Forster, seit drei Jahren 
Präsident des Dachverban-
des der Wirtschaft, machte es 
deutlich: «So wie bisher fort-
zufahren würde bedeuten, die 
Schweiz dauerhaft vom Wachs-
tum abzukoppeln.» Er warnte 
denn auch, dass unser Land  im 
globalen Standortwettbewerb 
in den letzten Jahren massiv 
an Terrain eingebüsst habe wie 
kaum eine andere Wirtschafts-
nation. Forster forderte deshalb,  
die Schweiz rasch auf einen 
nachhaltigen Wachstumspfad 
zurückzuführen, damit unser 
Land auch wieder zur Wohl-
standssicherung und -steige-
rung zurückkehren könne. 

Fünf-Punkte-Plan
Der Präsident von economie- 
suisse ortete fünf wirtschafts- 
politische Schlüsseldossiers  
mit dringendem Handlungsbe-
darf: die rasche ausgabensei-
tige Sanierung der öffentlichen 
Haushalte; die Etablierung eines 
leistungsfähigen und effizien-
ten Bildungs- und Forschungs-
systems; die Verbesserung  
des Unternehmenssteuersys-
tems durch die Abschaffung 

der wirtschaftlichen Doppel-
belastung; die Schaffung of-
fener Märkte, insbesondere 
bei den öffentlichen Monopol-
betrieben und im Infrastruk-
turbereich, sowie schliesslich 
die Abstimmung der sozialen 
Sicherungssysteme mit den 
volkswirtschaftlichen Wachs-
tumsmöglichkeiten. In diesem 
Zusammenhang verlangte Ueli 
Forster vom Bundesrat klare 
Prioritäten bei der Legislatur-
planung 2003 bis 2007. Selbst 
wenn die Landesregierung die 
wachstumspolitischen Heraus-
forderungen anerkenne, fehle 
die Umsetzung in konkrete, 
mutige Schritte, welche das 
Vertrauen der wirtschaftlichen 
Akteure in einen entschlosse-
nen Reformkurs stärkten. «Der 
Bundesrat muss deutlichere 
Zeichen setzen, wenn Ankün-

digungen und Versprechen 
eine positive erwartungsbil-
dende Kraft ausüben sollen», 
unterstrich Forster. So wie die 
Unternehmen für die Behaup-
tung ihrer Wettbewerbsfähig-
keit tagtäglich erstklassige 
Produkte und Dienstleistungen 
anbieten müssten, müsse sich 
im internationalen Standort-
wettbewerb auch der Staat an-
strengen. 

Liberalisierung «verschlafen»
Es sei kein Zufall, meinte  
anschliessend Patrick Odier, 
Vizepräsident der economie-
suisse, dass es unserer Binnen-
wirtschaft an Durchschlagskraft 
fehle. Dieser Mangel hänge 
zu einem grossen Teil mit der 
fehlenden Liberalisierung von 

Ueli Forster beim Interview mit SF DRS im Anschluss an die Medienkonferenz.

Fortsetzung auf Seite 2
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Schwerpunkt neuer Lohnausweis

Post, Strommarkt, Telekommu-
nikation und Bahn zusammen. 
«Vergleichen wir die OECD-
Staaten», führte Patrick Odier 
aus, «stellen wir nicht nur hö-
here Wachstumsraten fest, son-
dern gleichzeitig auch einen 
höheren Marktöffnungsgrad!» 
Derweil trete die Schweiz an Ort 
und politische Blockaden ver- 
zögerten die notwendigen wirt-
schaftlichen Reformen. Odier 
forderte deshalb eine engagierte 
Deregulierungspolitik und wies 
im Übrigen darauf hin, dass 
es auch in der Bildungspolitik 
dringend Reformen brauche.  

Nichts als Spesen
Trotz öffentlichen Beteuerun-
gen, den Standort Schweiz zu 
revitalisieren und die KMU zu 
entlasten, drohe mit dem neu-
en Lohnausweis genau das Ge-
genteil, mahnte Rudolf Wehrli,  
Vorstandsausschussmitglied von  
economiesuisse, in seinem Vo-
tum. Die Absicht einer perfek-
tionistischen Erfassung aller  
Natural- und Gehaltsnebenleis- 
tungen sowie der Spesen mit  
einem geänderten und har- 
monisierten Lohnausweis bedeu- 
te für die Arbeitgeber, insbeson- 
dere für die KMU einen unzu- 
mutbaren administrativen Mehr-
aufwand, verbunden mit höheren 
Kosten und beträchtlichen steu-
erlichen Zusatzbelastungen. 

Praxisfremde  
Kantonsbehörden
Auf der anderen Seite hät- 
ten viele Arbeitnehmer mit 
Steuererhöhungen quasi durch 
die Hintertür zu rechnen. Ru-
dolf Wehrli gab zu bedenken, 
dass dieses Projekt völlig  
praxisfremd sei und rief die  
kantonalen Behörden auf, ihre 
Idee zu begraben. Dies umso 
mehr, als der neue Lohnaus- 
weis von den Unternehmen 
überhaupt nicht mitgetragen 
werde, wie aktuelle Umfragen 
zeigten. Die Wirtschaft werde 
entschlossen für die Beibehal-
tung einer liberalen Steuerpra-
xis kämpfen, betonte Wehrli 
abschliessend.

Ausführliche Informationen zur 
Medienkonferenz unter: 

Fortsetzung von Seite 1

www.economiesuisse.ch

fredy.mueller@economiesuisse.ch

Wirtschaftsfeindlicher Lohnausweis
Die kantonalen  
Steuerbehörden 
wollen einen neuen 
gesamtschweizeri-
schen Lohnausweis 
einführen. Bei näherer 
Betrachtung erweist 
sich dies als klare 
Bedrohung für den 
Wirtschaftsstandort 
Schweiz.

Harzige Diskussionen  
mit den zuständigen 
Behörden laufen schon 
seit Jahren. Und ob-
wohl sich die Wirt-
schaft um Kooperation 
bemüht, wollen die 
kantonalen Behörden 
offenbar um jeden 
Preis ihr Vorhaben 
durchsetzen. Die Wirtschaft 
ist jedoch der Ansicht, dass 
der neue Lohnausweis weder 
realisierbar noch angemessen 
ist. Dies geht eindeutig aus der 
internen Vernehmlassung von 
economiesuisse hervor. Die be-
scheidenen Vorteile eines ein-
heitlichen gesamtschweizeri-
schen Formulars vermögen die 
erheblichen Nachteile nicht zu 
kompensieren. Aus folgenden 
Gründen wehrt sich economie-
suisse gegen den fiskalistischen 
Ansatz der kantonalen Finanz-
behörden, der von Anfang an 
falsch war:

 Das Projekt bringt eine be-
trächtliche Erhöhung des ad-
ministrativen Aufwands und 
der Kosten für Arbeitgeber, vor 
allem im EDV-Bereich. Die-
se Belastung könnte für viele 
KMU untragbar sein und steht 
in völligem Widerspruch zur 
mehrfach bekräftigten Absicht 
der eidgenössischen und kanto-
nalen Behörden, die KMU ad-
ministrativ zu entlasten.

 Entgegen den Erklärungen 
der kantonalen Behörden brin-
gen die neuen Vorschriften keine 
pauschalen und pragmatischen 
Lösungen, sondern führen zu 
einer spürbaren Erhöhung der 
Steuerlast für die Arbeitnehmer, 
da Spesenvergütungen, Gehalts-
nebenleistungen und Natural-

leistungen umfassend erfasst 
werden müssen.

 Während Weiterbildungs- 
und Umschulungskosten, die 
mit der ausgeübten Tätigkeit in 
Zusammenhang stehen, vom 
steuerbaren Einkommen abge-
zogen werden können, ist dies 
bei Ausbildungskosten nicht 
möglich. Diese Abgrenzung, die 
auf dem geltenden Recht beruht, 
ist nicht immer einfach und wird 
oft willkürlich festgelegt.

 Die den Steuerbehörden aus-
drücklich eingeräumten Mög-
lichkeiten, die Qualifikation 
von betriebsnotwendigen Spe-
sen gründlich zu hinterfragen, 
ist nicht zielführend. In dieser 
Hinsicht ist der kostenbewusste 
Arbeitgeber der beste «Verbün-
dete» des Fiskus. 

 Eine strikte Anwendung der 
Sanktionen, die in Zusammen-
hang mit der Bescheinigungs-
pflicht des Arbeitgebers verhängt 
werden können, würde echte 
Probleme mit sich bringen.

 Mit einer strengeren steuerli-
chen Erfassung von Arbeitsein-
kommen droht auch ein Anstieg 
der Steuerlast für Arbeitgeber, 
da diese Beiträge auf die AHV-
pflichtige Lohnsumme entrich-
ten müssen. Die AHV dürfte 
früher oder später eine Harmo-

nisierung der Regeln für die 
Festlegung des massgebenden 
Einkommens fordern und sich 
an die Steuerbehörde anpassen.

 Die neuen Vorschriften und 
Richtlinien führen nicht zu Ver-
einfachungen wie von der Wirt-
schaft gewünscht. Es entste- 
hen viele neue Interpretations-  
und Abgrenzungsprobleme. Das 
Steuersystem wird noch kompli-
zierter.

Wie weiter?
economiesuisse wird sich wei-
terhin entschieden für eine libe-
rale Steuerpraxis einsetzen, wie 
sie heute die meisten Kantone 
kennen. Die von den Kantons-
behörden beabsichtigte Abkehr 
von einer wirtschaftsverträgli-
chen Lohnausweis-Praxis wird 
dezidiert bekämpft. Da die gel-
tende Gesetzgebung keine Ge-
währ bietet, dass die derzeitige 
liberale Praxis beibehalten wer-
den kann, müssten allenfalls ge-
setzliche Anpassungen ins Auge 
gefasst werden. Die kantonalen 
Verantwortlichen müssen end-
lich erkennen, welche Probleme 
und Schwierigkeiten das Projekt 
des neuen Lohnausweises für 
die Unternehmen, vor allem für 
die KMU, aber auch für die Ar-
beitnehmer und für die gesamte 
Wirtschaft mit sich bringt.

pascal.gentinetta@economiesuisse.ch

Gehören die kantonalen Lohnausweise bald der Vergangenheit an?
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Zum Rücktritt von Dr. Peter Hutzli
Ende Mai wird Dr. Peter 
Hutzli nach 33-jähriger Tätig-
keit bei Vorort/economiesuisse 
in den Ruhestand treten. 

Peter Hutzli ist am 1. Juni 1971 
nach einem juristischen Stu-
dium an der Universität Bern, 
praktischer Anwaltstätigkeit 
als bernischer Fürsprecher und 
einer Stelle als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter der Eidgenös-
sischen Finanzverwaltung in 
die Dienste des damaligen Vor-
orts eingetreten. 
Er hat von Anfang an wichtige 
Dossiers betreut. Erwähnt seien 
die zu Beginn der 70er Jahre noch 
bedeutende Zollpolitik, die In- 
tensivierung der Handelskontak- 
te mit Japan, die Beziehungen  
zu den osteuropäischen Staats-
handelsländern, die ERG, die  
gemischten Delegationen und 
Kommissionen von Bund/Wirt- 
schaft. Später sind die Staats- 
politik, die Exportförderung, die 
Wettbewerbs- und Verkehrspo-
litik hinzugekommen. Bei allen 
diesen Tätigkeiten sind die soli-
den juristischen Kenntnisse, die 
grosse Leistungsfähigkeit und 
das konziliante Wesen von Peter 
Hutzli zum Tragen gekommen. 
Dies erklärt auch, warum sein 
Rat und Wissen so gefragt wa-
ren. Davon zeugt auch die Liste 
von wichtigen Gremien, denen 
Peter Hutzli im Laufe seiner 

Vorort/economiesuisse-Tätigkeit 
angehört hat: Kartellkommis- 
sion, SBB-Verwaltungsrat, Eidg. 
Zollrekurskommission, OSEC-
Vorstand usw.
Es würde den Rahmen dieser 
Würdigung sprengen, wollte ich 
alle Verdienste von Peter Hutzli 
aufzählen. Hinzu kommt, dass ich 
nur eine relativ kurze Wegstrecke 
mit ihm gemeinsam 
gegangen bin. Be-
sonders am Herzen 
lag ihm stets die Pfle-
ge der Handelsbezie-
hungen mit den Län-
dern Asiens, dessen 
enormes Potenzial 
er frühzeitig erkannt 
hatte. Ebenso spielte 
er eine massgebende 
Rolle in der Wettbe-
werbspolitik, als es 
galt, den Weg aus der Kartellge-
setzgebung der Nachkriegszeit in 
eine zeitgemässe Wettbewerbs-
gesetzgebung zu finden. An 
vorderster Front wirkte er beim 
Kampf gegen den ersten Entwurf 
einer Bundesverfassung, welche 
die Eigentums- und Wirtschafts-
ordnung völlig auf den Kopf ge-
stellt hätte. Schliesslich sei auch 
sein engagierter Einsatz für den 
Luft- und Schienenverkehr er-
wähnt, weil er überzeugt ist, dass 
der Wirtschaftsstandort Schweiz 
ohne Einbindung in die interna-
tionalen Verkehrsnetze ernsthaft 

gefährdet wäre. Peter Hutzli darf 
auf seinen eindrücklichen Leis-
tungsausweis stolz sein. Er hat 
sich für die Schweizer Wirtschaft 
an vielen Fronten erfolgreich ein-
gesetzt. 
Während mehr als drei Dekaden 
hat Peter Hutzli seine grosse Ar-
beitskraft Vorort/economiesuisse 
zur Verfügung gestellt. Auch in 

hektischen Zeiten hat 
er nie die Übersicht 
und vor allem seine 
gute Laune verloren. 
In diesem Zusam-
menhang darf auch 
sein Witz und vor 
allem seine Schlag-
fertigkeit nicht uner-
wähnt bleiben. Seine 
Ansprachen waren 
stets unübertroffene 
Kombinationen von 

Geist, Sprache und Humor. Wir 
von der Geschäftsstelle sind Pe-
ter Hutzli für seine Freundschaft 
und Kollegialität zu grossem 
Dank verpflichtet.
Ich bin deshalb besonders froh, 
dass uns Peter Hutzli nicht sofort 
verloren geht. Er hat sich bereit 
erklärt, auch in Zukunft noch 
einige Dossiers zu betreuen. So 
kann er es – zusammen mit sei-
ner charmanten Gattin Susanna – 
etwas ruhiger nehmen, während 
wir weiter von seiner reichen Er-
fahrung profitieren können.

Dr. Rudolf Ramsauer

Revision des Kartellgesetzes in Kraft
Die Wettbewerbskommission 
hat mehr Möglichkeiten gegen 
Kartelle und Marktmacht.

Am 20. Juni 2003 haben die eid-
genössischen Räte die Revision 
des Bundesgesetzes über Kar-
telle und andere Wettbewerbs-
beschränkungen (Kartellgesetz, 
KG) verabschiedet. Sie trat am  
1. April 2004 gleichzeitig mit  
weiteren Normen in Kraft. Einer-
seits mit der neuen Verordnung 
über die Sanktionen bei unzu- 
lässigen Wettbewerbsbeschrän-
kungen, andererseits mit den ge- 
änderten Verordnungen über die 
Kontrolle von Unternehmenszu-
sammenschlüssen und über die 
Erhebung von Gebühren im Kar-
tellgesetz. economiesuisse hat die  

Mitglieder über die Neuerun-
gen in Kenntnis gesetzt und am  
22. April 2004 zusätzlich eine In-
formationstagung durchgeführt.

Direkte Sanktionen
Nach heutigem Kartellgesetz 
kann die Wettbewerbskommissi-
on bei Verstössen gegen das KG 
nicht bestrafen, sondern nur die 
Beseitigung des widerrechtlichen 
Verhaltens verfügen. Erst wenn 
die Betroffenen gegen diese 
Verfügung handeln, können sie  
von der Wettbewerbskommission 
mit Sanktionen belegt werden. 
Künftig unterliegen die so ge-
nannten «harten Kartelle» (Preis-, 
Mengen- und Gebietskartelle) 
sowie vertikale Abreden direkten 
Sanktionen, sofern sie Mindest-,  

Festpreise oder absoluten Ge-
bietsschutz zum Ziel haben.

Massive Strafen
Der Maximalbetrag der Sanktion  
beträgt zehn Prozent des in den 
letzten drei Geschäftsjahren in  
der Schweiz erzielten Um- 
satzes. Einzelheiten der Bemes-
sung regelt die neue Verordnung 
über die Sanktionen bei unzuläs-
sigen Wettbewerbsbeschränkun-
gen. Die Sanktion entfällt, wenn 
das Unternehmen die Wettbe-
werbsbeschränkungen meldet, 
bevor diese Wirkung entfaltet. 
Wird eine bestehende Wettbe-
werbsbeschränkung innert eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Ge-
setzes gemeldet oder aufgelöst, 
entfällt eine Belastung.

t@res: schweizerischer 
Zolltarif im Internet
Mit der Einführung des elekt- 
ronischen Zolltarifs t@res 
stehen den Unternehmen  
seit dem 3. Mai 2004 alle 
schweizerischen Tarifanga-
ben online zur Verfügung.

Die Eidgenössische Zollverwal-
tung hat sich zum Ziel gesetzt, 
die Druckversion des Zolltarifs 
durch eine elektronische Ver-
sion abzulösen. Dafür wurden 
die auf Papier vorhandenen 
Informationen umstrukturiert, 
systematisiert und in einer Da-
tenbank gespeichert. t@res 
ist die erste Applikation des 
elektronischen Zolltarifs, die 
sowohl internen wie externen 
Kunden im Internet zur Ver-
fügung steht. Die Anwendung 
kann seit dem 3. Mai kostenlos 
unter www.zoll.ch/tares abge-
rufen werden. t@res beinhal-
tet neben dem Gebrauchstarif 
zusätzlich Erläuterungen zum 
Zolltarif, Entscheide über die 
Warentarifierung sowie Links 
auf Zirkulare, Zollkontingente 
und Wechselkurse. 

Schnell und einfach
Mit t@res steht ein Instrument 
zur Verfügung, das der Wirt-
schaft mehrere Vorteile bringt:
Erstens können benötigte Tarif-
angaben von den Unternehmen 
einfach, schnell und umfassend 
abgefragt werden; das Blättern 
in der über 3800 Seiten star- 
ken Tarifdokumentation ent-
fällt. Gerade für KMU, die die-
se Druckschriften bisher nicht 
abonniert hatten, ergibt sich ei-
ne neue Transparenz. Zweitens 
werden Änderungen des Zoll-
tarifs schneller vorgenommen 
– geplant ist eine monatliche 
Anpassung. Drittens sinken die 
Kosten (Änderungen, Druck 
und Verteilung) bei der elektro-
nischen Version im Vergleich 
zur Papierversion markant.

Kostensenkung möglich
Insgesamt wird t@res die  
Abwicklung des grenzüber- 
schreitenden Warenverkehrs  
vereinfachen, und für Unter- 
nehmen verringern sich die In- 
formations- und Transaktions-
kosten im Zusammenhang mit 
dem Zolltarif.

peter.flueckiger@economiesuisse.ch

Dr. Peter Hutzli
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Was kostet die Umwelt?
Das Umweltengagement der 
Schweizer Unternehmen ist 
mit hohen Ausgaben verbun-
den.

Wer heute den Umfang dieser 
finanziellen Aufwendungen 
kennen will, muss sich aller-
dings mit Zahlen von 1993 
zufrieden geben, die der ersten 
und bisher einzigen Erhebung 
des Bundesamts für Statistik 
(BFS) entstammen.

Datenaktualisierung
Um diese bedeutende statis-
tische Lücke zu schliessen, 
hat das BFS entschieden, die  
Daten von 1993 mit Hilfe  
einer repräsentativen Stichpro-
benerhebung (www.environ 
ment-stat.admin.ch) zu aktuali-
sieren. Die eigentliche Datener-
hebung begann Ende April und 
dauert bis Mitte Juli 2004. Die 
Erhebung beruht auf den Me-
thoden, Begriffen und Defini-
tionen von Eurostat, sodass die 
Ergebnisse mit den Resultaten 
der Länder der EU vergleichbar 
sind.

Vielfache Verwendung
Die Daten über die Umwelt-
schutzausgaben der Unterneh-
men ergänzen jene der öffent-
lichen Hand und der privaten 
Haushalte. Zusammen mit den 
Daten über den Zustand der Um-
welt werden diese Informationen 
das Verständnis für die Zusam-
menhänge zwischen Wirtschaft 
und Umwelt verbessern. Sie 
leisten weiter einen Beitrag zur 
Analyse der Finanzierung des 
Umweltschutzes in der Schweiz. 
Auch können so die umwelt-
bedingten Anpassungskosten, 
deren Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit und die 
Anwendung des Verursacher-
prinzips untersucht werden. 

Umweltgesamtrechnung
Letztlich ist die Erhebung über 
die Umweltschutzausgaben der 
Unternehmen auch Teil der Ar-
beiten des BFS zur Erstellung 
einer Umweltgesamtrechnung 
für die Schweiz. Diese bildet 
eine Ergänzung der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung 
in ökologischer Hinsicht und 
trägt zum Monitoring der nach-
haltigen Entwicklung bei.

Verbandsbeschwerderecht:  
Anfang vom Ende eines Tabus? 
Die Turbulenzen um das 
geplante neue Zürcher Fuss-
ballstadion sowie weitere 
jüngere Ereignisse haben in 
der Öffentlichkeit eine breite 
Diskussion zum Verbandsbe-
schwerderecht ausgelöst.

Bislang wurde das Verbandsbe-
schwerderecht nur auf der politi-
schen Bühne thematisiert. Wäh-
rend dieser Helvetismus gestern 
noch als quasi sakrosankte Er-
rungenschaft galt, stellt sich heu-
te die Bevölkerung zu Recht die 
Frage, wie sich das Verbandsbe-
schwerderecht tatsächlich auf 
ihren Lebensstandard und ihre 
Lebensqualität auswirkt. 

An den gesteckten Zielen  
vorbei
Das Verbandsbeschwerderecht 
wurde ursprünglich mit dem 
Ziel verabschiedet, einigen be-
schwerdeberechtigten Verbän-
den die Möglichkeit zu bieten, 
durch einen wirksamen und 
kostengünstigen Vollzug des 
Umweltrechts einen nützlichen 
Beitrag zur Entwicklung von 
Grossprojekten zu leisten. The-
oretisch soll das Instrument 
langwierige juristische Aus- 
einandersetzungen vermeiden 
und Verhandlungslösungen be-
günstigen. Wie sich indessen in 
der Praxis zeigte, kann das Be-
schwerderecht ein übermässig 
grosses Hindernis darstellen und 
die Verwirklichung von ökolo-
gisch einwandfreien Projekten 
unnötig lange hinauszögern. Das 
verursacht nicht nur für die di-
rekt betroffenen Unternehmen, 
sondern für die gesamte Volks-
wirtschaft beträchtliche Kosten 
und bremst so das Wachstum. 
Letztlich schiesst das Verbands-
beschwerderecht weit an den 
vom Gesetzgeber gesteckten 
Zielen vorbei. 

Verbesserte Effizienz  
gewünscht
Dabei ist nicht zu vergessen, dass 
Natur und Umwelt in der Schweiz 
über die auf den drei Stufen des 
Staatswesens – Gemeinde, Kan-
ton und Bund – angesiedelten 
Kontrollstrukturen einen wohl 

beispiellosen Schutz geniessen. 
Innerhalb des sehr engmaschigen 
Netzes bildet das Verbandsbe-
schwerderecht nur eine von vie-
len Massnahmen, welche alle die 
strikte Umsetzung der geltenden 
Vorschriften gewährleisten sol-
len. Deswegen bildet die Absicht, 
Art und Weise der Handhabung 
und des Vollzugs des Verbands-
beschwerderechts zu überprüfen, 
keinen grundlegenden Angriff 
auf das schweizerische Umwelt-
recht, sondern entspricht dem 
legitimen Wunsch nach verbes-
serter Effizienz. Dass die aktu-
elle Umsetzung des Beschwer-
derechts zu missbräuchlichen 
Situationen mit bisweilen gravie-
renden Konsequenzen für Unter-
nehmen und Wirtschaftsregionen 
führen kann, ist unbestritten.

Verharmlosung  
schädlicher Auswirkungen
Das Verbandsbeschwerderecht 
wirft eine Fülle von Fragen auf: 
Hinsichtlich der Rechtsordnung 
fragt sich zunächst, ob es ange-
messen ist, dass ein Verband 
ohne weitgehende legitime 
Anerkennung als eigentliches 
parastaatliches Organ auftreten 
darf. Es ist nämlich hinreichend 
bekannt, dass bestimmte be-
schwerdeberechtigte Organisa-
tionen zwar einen blickdichten 
Schleier des Geheimnisses über 
ihre Strukturen und ihre Finan-
zierung breiten, aber von der 
Geschäftswelt absolute Trans-
parenz fordern. In wirtschaft-
licher Hinsicht schliesslich 
zeigt sich überdeutlich, dass 
die aktuelle Bürokratiedichte 
im Umweltbereich, der über-

zogene Formalismus und die 
pedantische Umsetzung die 
Projektdurchführung für Bau-
willige zu einem regelrechten 
Hindernislauf machen und 
damit die Privatinitiative un-
terlaufen. Allerdings wird die 
schädliche Auswirkung des Be-
schwerderechts auf die Attrak-
tivität des Wirtschaftsstandorts 
Schweiz tendenziell verharm-
lost. Schliesslich fragt sich 
auch, ob es ethisch vertretbar 
ist, dass Verbände das Druck-
mittel der Verbandsbeschwer-
de nach Belieben, auch miss-
bräuchlich, einsetzen dürfen 
– mit dem geheimen Ziel, sich 
auf Kosten der Bauherren zu 
bereichern. Womöglich erklärt 
dieser Aspekt das hartnäckige 
Beharren einiger rein lokaler 
Verbände auf der Durchsetzung 
eines schweizweiten Beschwer-
derechts. 

economiesuisse  
unterstützt Neuüberprüfung
Aus all diesen Gründen hat eco-
nomiesuisse die jüngsten parla-
mentarischen Initiativen, die eine 
faktische und ideologisch vor-
urteilslose Neuüberprüfung des 
Verbandsbeschwerderechts for-
dern, unterstützt. Daneben ist es 
zu Zeiten, in denen das Wachs-
tum ein vorrangiges Ziel dar-
stellt, nur recht und billig, Bewil-
ligungsverfahren grundsätzlich 
zu beschleunigen bzw. sie nur 
bei Grossprojekten anzuwenden, 
welche der Umwelt einen unwie-
derbringlichen Schaden zufügen 
könnten. 

florent.roduit@economiesuisse.ch
jacques.roduit@bfs.admin.ch

Zankapfel 
Einkaufs-
zentrum.
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Am 23. April 2004 unterzeich-
nete die Energie-Agentur der 
Wirtschaft (EnAW) die erste 
Tranche der CO2-Zielverein-
barung mit dem Bund. 

Die EnAW erarbeitete mit einem 
Verband von 45 Unternehmens-
gruppen mit über 600 Betrieben 
eine Zielvereinbarung bezüg-
lich der Reduzierung von CO2-
Emissionen. Die Unternehmen 
stammen unter anderem aus der 
Chemie-, Papier-, Stahl- und Alu-
miniumindustrie. Ebenfalls im  
Verbund vertreten sind Grossver- 
teiler und Dienstleistungsbetriebe.  
Insgesamt sind diese 600 Betrie-

be für rund  2,4 Millionen Tonnen 
CO2-Emissionen verantwortlich. 
Darüber hinaus befinden sich 
noch Zielvereinbarungen mit wei- 
teren Unternehmen in Ausarbei- 
tung. Werden diese zu den be-
reits erarbeiteten Vereinbarungen 
hinzugezählt, deckt die EnAW 
rund 3,3 Millionen Tonnen CO2-
Emissionen ab. Unter Einbezug  
der Zementindustrie wären sogar  
vier Millionen Tonnen unter Ver- 
trag. Damit würden 40 Prozent  
aller – der Wirtschaft zurechen- 
baren – CO2-Emissionen durch 
die Zielvereinbarung abgedeckt.
Gesamthaft ist die Wirtschaft 
für rund einen Viertel aller CO2-

Emissionen in der Schweiz 
verantwortlich. Die restlichen 
Emissionen stammen aus der 
öffentlichen Hand sowie dem 
Verkehrs- und Immobiliensektor. 
Aufgrund der heutigen Datenla-
ge lässt sich feststellen, dass die 
Schweizer Unternehmen das Ziel 
gemäss CO2-Gesetz erreichen 
werden. Damit befindet sich die 
Wirtschaft in Bezug ihres Anteils 
an den CO2-Emissionen auf Ziel-
kurs.

Dem Ziel näher
An der letzten Medienkonferenz 
sprach Bundesrat Leuenberger 
den Unternehmen seine An-

erkennung für ihre Bemühun-
gen aus. Gemeinsames Ziel der 
Wirtschaft und des Bundes sei 
es, den CO2-Ausstoss zu redu-
zieren. Diesem Ziel sei man ei-
nen beträchtlichen Schritt näher 
gekommen, so Energieminister 
Leuenberger. Stellvertretend für 
die 600 Betriebe erklärten ABB 
Schweiz, sia Abrasives Indus-
tries AG und Novartis Schweiz, 
dass es den Unternehmen neben 
der Umwelt auch darum ginge, 
Kosten zu senken. Innovative  
und energiefreundliche Produk-
te könnten schliesslich Wettbe-
werbsvorteile auf den internatio-
nalen Märkten erzeugen.

Energie-Agentur der Wirtschaft

Handschlag zwischen Wirtschaft und Umwelt

«Swiss Made» als Innovationsgarant
Schweizer Unternehmen sind 
immer noch Spitze bei den 
Innovationen. Der Vorsprung 
schmilzt aber.

Die branchenmässig breit abge-
stützte innovatorische Spitzenpo-
sition der Schweiz bleibt beste-
hen. Dies ergaben die Ergebnisse 
der jüngsten Innovationsumfrage 
in Industrie, Bau und Dienstleis-
tungen der KOF für das Jahr 2002. 
Erfreulich ist dabei vor allem das 
gute Abschneiden der KMU. Im 
Vergleich mit den 90er Jahren ist 
der Vorsprung allerdings deutlich 
geschmolzen. Insbesondere im 
Industriesektor ist eine relative 
Verschlechterung eingetreten. 
Obwohl die Schweizer Unter-
nehmen ihre Führungsposition in 
einem schwierigen konjunkturel-
len Umfeld behaupten konnten, 
sind die respektablen Resultate in 
den Medien und der Öffentlich-
keit fast etwas untergegangen. 
Man erhält mitunter das Gefühl, 
dass positive Meldungen nicht 
erwünscht sind. 
 
Zu viel Regulierung
Die Wirtschaft weiss, dass die 
Verantwortung für die perma-
nente Erneuerung und Verbes-
serung des Angebotssortiments 
nicht delegierbar ist. Sorgen 
macht den Unternehmen neben 
zu vielen regulierungsbedingten 
Hemmnissen und Kosten aber 
vor allem die Finanzierung von 
Innovationen. Denn die konjunk-

turelle Schwächephase in den 
90er Jahren und seit 2000 haben 
bei den Eigenmitteln der Un-
ternehmen Spuren hinterlassen. 
Diese bilden jedoch die primäre 
Finanzierungsquelle von Inno-
vationen. Deshalb sind die Un-
ternehmen am Standort Schweiz 
mehr denn je auf innovations-
freundliche Rahmenbedingun-
gen angewiesen, welche die un-
ternehmerischen Anstrengungen 
unterstützen. Gefordert sind ein 
stimulierendes Investitionsklima, 
ein erstklassiges Bildungs- und 
Forschungssystem und ein ver-
nünftiges Regulierungsumfeld. 
Mit anderen Worten muss sich 
die staatliche Wirtschaftspolitik 
im internationalen Standortwett-
bewerb ähnlich gut schlagen 
wie die Unternehmen. Leider  
ist dies nicht der Fall. Einige  

Stichwörter: Die überbordende  
staatliche Ausgabenpolitik, eine 
wachstumsfeindliche Steuerpoli-
tik, eine unaufhörlich ansteigen-
de Staatsschuld, das hohe Preis-
niveau im Bereich des Service 
public und tendenziell zuneh-
mende Bürokratiekosten.

Finanzierungsengpässe
Was sind die wichtigsten wirt-
schaftspolitischen Erkenntnis-
se aus dieser Umfrage? Die 
Ausschöpfung des Innovati-
onspotenzials der Schweizer 
Unternehmen ist von volkswirt-
schaftlichem Interesse. Wachs-
tumsreiche Innovationen und 
Investitionen dürfen nicht an 
Finanzierungsproblemen schei- 
tern. Die nachhaltige Stärkung 
der Eigenkapitalbildung der Un-
ternehmen muss deshalb ein wirt-

schaftspolitisches Ziel sein. Dies 
geschieht am besten mit einer 
marktwirtschaftlichen Doppel-
strategie: eigene Anstrengungen 
und wirtschaftspolitische Anrei-
ze, insbesondere eine eigenkapi-
talfreundliche Steuerpolitik. Dies 
unterstreicht die Bedeutung der 
Unternehmenssteuerreform II.

Ordnungsrahmen gefragt
Die Innovationsumfrage hat auch 
klar gezeigt, dass kein Defizit 
an staatlicher Unterstützung be-
steht. Auch die oft gehörte The-
se, wonach der Wissenstransfer 
zwischen Hochschulen und 
Wirtschaft unzureichend funk-
tioniert, wird nicht bestätigt. Im 
Gegenteil: Die Schweiz schnei-
det bei der Nutzung der externen 
Wissensquellen und im Bereich 
der F+E-Kooperation sehr gut  
ab. Gefragt ist somit nicht eine  
unternehmens-, branchen- oder  
sektorspezifische staatliche För- 
derungspolitik, die wettbewerbs- 
verzerrungen zu Gunsten oder 
zu Lasten von Unternehmen ver-
ursacht. Vielmehr muss ein Ord-
nungsrahmen geschaffen wer- 
den, der allen Unternehmen op-
timale Entfaltungsmöglichkeiten 
eröffnet. Nur eine wachstums- 
und innovationsorientierte Wirt-
schaftspolitik ermöglicht Er-
tragsverbesserungen und stärkt 
damit die Finanzkraft der Unter-
nehmen, allen voran der KMU. 

rudolf.walser@economiesuisse.ch

Schweiz
Schweden

Finnland
Deutschland

Belgien
Frankreich

Island
Portugal

Österreich
Niederlande

Dänemark
Italien

Griechenland
Luxemburg

Norwegen
Spanien

Durchschnittlicher Rang bei fünf ausgewählten Innovationsindikatoren

Bezugsperiode: 1998 bis 2000 (Ausnahme Schweiz: 2000 bis 2002)

Der durchschnittliche Rang wurde aus den Rängen der einzelnen Länder bei den Innovationsindikatoren 
«Anteil Innovatoren», «Innovationsausgaben in Prozent des Umsatzes», «Umsatzanteil innovativer Produkte» 
(Basis: alle Firmen), «Anteil F&E-Treibende» und «F&E-Ausgaben in Prozent des Umsatzes» (Basis: innovieren-
de Firmen) gebildet (arithmetisches Mittel). Quelle: Eurostat; NewCronos / Die Volkswirtschaft
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Die EU-Verfassung vor der Nagelprobe
Mit der angekündigten Volks-
abstimmung in Grossbritan-
nien wächst der Druck auf 
andere grosse Mitgliedstaaten, 
ihre Völker über die Verfas-
sung entscheiden zu lassen.

Die Verabschiedung und In-
kraftsetzung der neuen EU-
Verfassung rückt näher. Polen 
und Spanien, die am vorletzten 
EU-Gipfel im Dezember mit 
ihrem Veto gegen die vorgese-
hene Stimmengewichtung eine 
Einigung der 25 Mitgliedstaa-
ten blockierten, haben Kom-
promissbereitschaft signalisiert. 
Spanien werde sich mit allen 
Kräften dafür einsetzen, dass die 
Verfassung bis Mitte Jahr unter 
Dach und Fach sein werde, er-
klärte der neue Regierungschef 
Zapatero. Die europäische Ver-
fassung sei das «stabilste Ver-
bindungselement» in der künfti-
gen Union. Auch der polnische 
Aussenminister Cimoszewiez 
zeigte sich offen für Gespräche 
und Kompromisse. Allerdings 
müssten alle Beteiligten Bereit-
schaft zu einem «weisen und 

fairen» Kompromiss zeigen. 
Auch Cimoszewiez befürwortet 
einen Abschluss so schnell wie 
möglich. Die Wiederaufnahme 
der seit Ende letzten Jahres un-
terbrochenen so genannten Re-
gierungskonferenz ist während 
des EU-Aussenministerrats vom 
17. Mai geplant.

Alle müssen zustimmen
In die Frage nach möglichen 
Volksabstimmungen und Refe-
renden über die neue Verfassung 
ist ebenfalls Bewegung gekom-
men. Nach der Ankündigung ei-
ner bindenden Volksabstimmung 
der Regierung Grossbritanniens 
steht das Inkraftsetzungsverfah-
ren bisher in 14 Ländern fest. 
Der Verfassung müssen alle 
künftigen 25 EU-Mitglieder zu-
stimmen – sonst kann sie nicht 
in Kraft treten. Bisher haben 
sich neben Grossbritannien drei 
weitere Länder auf eine Abstim-
mung festgelegt. In Irland ist für 
jede Verfassungsänderung ein 
Referendum zwingend. Auch 
die Regierung Dänemarks hat 
sich bereits im vergangenen Jahr 

entschieden, ein Referendum 
abzuhalten. Im bisher kleinsten 
EU-Land Luxemburg soll eben-
falls erstmals seit 1936 wieder 
eine Volksabstimmung durchge-
führt werden.
Vor allem ein Nein der EU-
Grossmacht Grossbritannien 
könnte indes zum Stolperstein 
für die europäische Integration 
werden. Volksabstimmungen 
zum Thema Europa werden von 
den Wählern erfahrungsgemäss 
als Blitzableiter für innenpoli-
tische Missstände genutzt. In 
Frankreich ist die Frage einer 
möglichen Befragung noch nicht 
entschieden. Die Entscheidung 
liegt bei Staatspräsident Jacques 
Chirac, der sich noch nicht ge-
äussert hat. Sein Regierungschef 
und drei Viertel der Bevölkerung 
wollen abstimmen. Weit weniger 
öffentliche Zustimmung für ein 
Plebiszit findet sich in Deutsch-
land. Lediglich die bayrische 
CSU und die FDP sind dafür. 
Für die Durchführung wäre eine 
Verfassungsänderung notwen-
dig, für die es keine Zwei-Drit- 
tels-Mehrheit im Bundestag gibt.

Referenden möglich
In den Niederlanden wird es 
voraussichtlich eine Volksab-
stimmung mit konsultativem 
Charakter geben. Eine Mehr-
heit im Parlament, das letztin-
stanzlich entscheidet, hat sich 
dafür ausgesprochen. Auch der 
polnische Präsident Alexander 
Kwasniewski hat sich im März 
für ein Referendum ausgespro-
chen. Die Entscheidung soll 
indes erst fallen, wenn die Ver-
fassung konkret vorliegt. Im 
lettischen Parlament schliess-
lich strebt offenbar eine Mehr-
heit der Abgeordneten eine 
Verfassungsänderung an, um 
eine Abstimmung durchführen 
zu können. 
Die Bedeutung aller Abstim-
mungen und Befragungen ist 
nicht zu unterschätzen. Mit 
den Volksabstimmungen über 
die Verfassung stehe und falle 
die künftige Europäische Uni-
on, warnten bereits vor zwei 
Jahren wichtige Abgeordnete 
im Europäischen Parlament.

Der Osten hat viel Potenzial 
Am 1. Mai 2004 traten acht 
mittelosteuropäische Staaten 
(Estland, Lettland, Litauen, 
Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn) sowie 
Zypern und Malta der Euro-
päischen Union (EU) bei.

Die EU erwartet von der Erwei-
terung positive Auswirkungen 
auf die Sicherheit, die Stabilität 
und das Wirtschaftswachstum in 
Europa. economiesuisse begrüsst 
die EU-Erweiterung und erwar-
tet eine Stärkung der wirtschaft-
lichen Beziehungen zur «EU der 
25».
Seit Beginn der Transformation 
wurden die Staaten der EU-Er-
weiterungsrunde in zunehmen-
dem Mass zu lukrativen Han-
delspartnern für die Schweiz: In 
den letzten zehn Jahren nahm 
der Handel mit den zehn Staaten 
jährlich um elf Prozent zu. 2002 
entfielen sogar mehr als vier 
Prozent der Schweizer Exporte 
auf die neuen Mitglieder. Diese 

werden aber auch für schweizeri-
sche Investitionen immer interes-
santer. Denn 2002 entfielen über 
zehn Prozent der schweizerischen 
Kapitalexporte auf die neuen EU-
Mitglieder. Ausserdem sind viele 
Schweizer Unternehmen schon 
seit Jahren in diesen Ländern ver-
treten.

Abkommen übernommen
Mit dem Beitritt übernehmen 
die neuen Mitglieder auch den 
gesamten Rechtsbestand der EU. 
Dies gilt auch für das Freihan-
delsabkommen von 1972 und die 
sieben bilateralen Abkommen I 
von 1999 zwischen der Schweiz 
und der EU. Hindernisse im Han-
del mit den neuen Mitgliedstaaten 
werden somit weiter abgebaut und 
die Rechtssicherheit gestärkt. Dies 
kommt auch den Absatzchancen 
von Schweizer Unternehmen zu-
gute. Denn aufgrund des weiteren 
Abbaus von Handelshindernissen 
können sie besser vom schnellen 
Wirtschaftswachstum der neu-

en Mitgliedstaaten 
profitieren. 
Bezüglich der Aus-
dehnung des bilate-
ralen Abkommens 
über die Personen-
freizügigkeit sind 
die Verhandlun-
gen zwischen der 
Schweiz und der 
EU noch im Gang. 
Es soll eine Ver-
tragsanpassung in 
Form eines Zusatz-
protokolls ausgehandelt werden. 
Diese enthält Übergangsfristen 
und Schutzklauseln, die zu einer 
schrittweisen und kontrollierten 
Öffnung des Schweizer Arbeits- 
und Ausbildungsmarktes füh-
ren. Im Gegenzug werden auch 
Schweizer Bürger leichter im 
mittelosteuropäischen EU-Raum 
arbeiten und studieren können.

Chance für die Schweiz
Die wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen der Schweiz 

und den neuen Mitgliedstaa-
ten werden sich durch ihre  
Integration in die EU vereinfa- 
chen und intensivieren. eco- 
nomiesuisse ist der Auffassung, 
dass die EU-Erweiterung und 
die Ausdehnung der Bilate- 
ralen I auf die neuen Mitglied- 
staaten eine Chance für den 
Werk- und Arbeitsplatz Schweiz 
darstellen.

www.economiesuisse.ch/d/br

gregor.kuendig@economiesuisse.ch
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KMU-Porträt: Zünd Systemtechnik AG

Ein Stück Rheintal für die Welt
Mit hochpräzisen Flachbett-
plottern machte sich Karl 
Zünd nicht nur in der Ost-
schweiz einen Namen. Mittler-
weile kennt man den Rheinta-
ler Unternehmer weit über die 
Landesgrenzen hinaus. Seine 
Firma lebt vom Export und 
verdient 99 von 100 Franken 
im Ausland.

Bei Zünd wird geschnitten, ge-
zeichnet, gefräst, gerillt, perfo-
riert, gestanzt, gedruckt, graviert, 
gelasert und gescannt – und das 
alles mit Maschinen, die mit- 
tels modularer Präzisions-Werk-
zeugsköpfen den individuellen 
Bedürfnissen angepasst werden. 
Für alle Wünsche lässt sich mit-
tels Baukastenprinzip die pas-
sende Maschine fertigen. Zünds 
Unternehmen diversifiziert in die 
Bereiche graphische Industrie, 
Verpackungsindustrie und Textil- 
und Lederindustrie.

Vom Plotter zum Printer
Das Konzept bei den Plot- 
tern findet im Flachbettprinter 
UV jet 215 Combi seine Fortset-
zung. Dieser ist so etwas wie das 
Schweizer Taschenmesser unter 
den Druckern und folglich der 
Verkaufsschlager schlechthin. Er 
kann individuell erweitert werden 
und druckt bis 38 m2 in der Stun-
de auf einer Materialbreite von 
bis zu 2,18 Metern. Er bedruckt 
Kunststoffplatten, Glas, Kera-
mik, Holz, Lochbleche, Textilien 
und jede Menge anderer starrer 
oder flexibler Materialien. Im 
Jahr 2002 wurde der Combi so 
viele Male verkauft, dass ein Teil 
davon erst 2003 geliefert werden 
konnte.

Sukzessiver Erfolgsausbau
Karl Zünd ist ein Unternehmer 
wie er im Bilderbuch steht. Mo-
tiviert, innovativ, bereit Risiken 

Drei wirtschaftspolitische Wünsche von Karl Zünd,  
Gründer und Inhaber der Zünd Systemtechnik AG
 Bildung
Sparen zum Staatszweck zu 
erheben und u.a. Bildung 
und Forschung einzuschrän-
ken bedeutet (im Namen des 
Schuldenabbaus) die Wettbe-
werbsfähigkeit und die Zu-
kunftsvorsorge zu mindern. 
Wo gibt es denn noch Auf-
bruch und Wachstum, wenn, 
dem Staat folgend, auch Un-
ternehmen bei ihren Investiti-
onen in die Zukunft und das 

Volk beim Konsum rigoros 
sparen? Darum: Nachhaltige 
Investitionen in Bildung – für 
gute Mitarbeiter –, damit un-
sere Wettbewerbsfähigkeit er-
halten bleibt.

 Handelshemmnisse
Abbau von Hindernissen wie 
– Vereinfachung der Handels- 
und Zollbestimmungen 
– Abschaffung der neuen EU-
Zölle für Reexporte 

– Doppelbesteuerung bei Fami-
liengesellschaften.

 Aufwertung  
 Randregion Rheintal
Zur Steigerung der Attraktivi-
tät der Arbeitsplätze: Verbes-
serung der Zugsverbindung 
vom Rheintal nach St. Gallen 
und Sargans und für die gan-
ze Ostschweiz zu den Wirt-
schaftszentren in Deutsch-
land.

einzugehen und die Verantwor-
tung dafür zu übernehmen. Als 
Jugendlicher absolvierte er die 
kaufmännische Grundausbil-
dung bei der Gemeindeverwal-
tung, reiste danach nach England, 
Frankreich und Italien, um Arbeit 
zu suchen, die Sprachen zu erler-
nen und den eigenen Horizont 
zu erweitern. Nach dem Wäh-
rungszerfall in den 70er Jahren in  
England hielten sich die beruf-
lichen Perspektiven in Grenzen. 
Ein Angebot seines einstigen 
Arbeitgebers in der Schweiz er-
leichterte ihm den Entschluss zu-
rückzukehren. Anfang der 80er 
Jahre machte sich Karl Zünd 
selbstständig, denn er mag grund-
sätzlich «keine Routine», wie er 
selber sagt, strebt ständig nach 
Neuem und führte infolgedessen 
während einiger Jahre gar zwei 
Unternehmen; ein Planungsbüro 
für Bäckereieinrichtungen und 
ein Plottergeschäft. Karl Zünd 
merkte schnell, dass in letzterem 
die Zukunft liegt. Als Einzelun-
ternehmen gestartet, entwickelte 
sich die Firma zu einem belieb-
ten Arbeitgeber in der Region. 
Die Mitarbeiteranzahl stieg 
von zwei im Jahr 
1984 auf aktuelle 
108. Der Umsatz 
entwickelte sich 
ebenso positiv –  
so waren es 1984 
vier und heute über 
60 Millionen Franken. 
1990 war die Unterneh-
mung auf dem Weltplotter-
markt an 15. Stelle – heute an 

erster. Zünd hat 
derzeit eine Toch-
tergesellschaft in 
Hongkong und Ge-
bietsvertretungen in Grossbritan-
nien, Skandinavien, Deutschland, 
Frankreich, Spanien und den 
USA.

Ein Unternehmen  
für die Region
Der Geschäftsführer wurde schon 
oft gefragt, weshalb er nicht im 
Ausland produziere und warum 
ausgerechnet in Altstätten im  
St.Galler Rheintal. Zünd sieht 
mehrere Standortvorteile:
■ Zuverlässige und flexible Lie-

feranten in der Nähe
■ Grosses Know-how in der  

Region, viele Spin-offs
■ Bewährte Partner sind Bau-

steine des Erfolgs, Qualität ist 
oberstes Kredo

Das Erfolgsrezept
Zündende Ideen stehen am Ur-
sprung des Erfolgs. Es gibt 
weltweit kein Unternehmen in  
derselben Branche, das ähn-

lich breit diversifiziert. Um ein 
höchstes Mass an Unabhängig-
keit, Flexibilität und Erfolgspo-
tenzial zu schaffen, hat das Un-
ternehmen Grundprodukte, die 
entsprechend dem Anwendungs-
gebiet erweitert und angepasst 
werden können. Angebotsdiver-
sifikation und eine breite Spanne 
an Abnehmern sorgen für Flexi-
bilität auf dem Markt. Dadurch 
bleibt auch in Krisenzeiten die 
Sicherheit gewährt, wie das ver-
gangene Jahr gezeigt hat. Ebenso 
erfolgsfördernd sei der korrekte 
Umgang mit Kunden, Lieferan-
ten und Mitarbeitern. «Dann 
kann es keine Verlierer geben», 
so Zünd.

Immer einen Schritt voraus
Die Märkte Westeuropas sind  
teilweise gesättigt. Dies ist für 
Zünd jedoch kein Grund zur 
Sorge. So will er durch ständig 

neue Innovationen (die For-
schungs- und Entwicklungs-
abteilung zählt einen Drittel 
der gesamten Belegschaft) auf 

dem Markt bestehen und 
neue Gebiete ero-
bern. Kongresse und 
Messen in Asien, den 

USA und Osteuropa stehen 
denn auch ganz oben auf 
der Prioritätenliste.

Karl Zünd: «Die KMU sind 
das Fundament des Werk-
platzes Schweiz. Vor allem 
bei Familienbetrieben steht 
die Sicherung des Lebens-
werkes und die Erhaltung 
der Arbeitsplätze vor der 
Gewinnmaximierung.»

Die stählerne Fassade kontrastiert mit der transparenten Aus- 
gestaltung des Firmengebäudes, welches modular erweiterbar ist.

www.zund.com

Der UV jet 215 Combi 
oder die Eier legende  
Wollmilchsau.



Seite 8 Nr. 5 / Mai 2004

Vernehmlassungen

 Talon bitte ausgefüllt faxen an: 01 / 421 34 34

 Bestellung  Adressänderung 

Name

Vorname

Funktion
 

Firma

Strasse 

PLZ/Ort

E-Mail

Mitglieder, die sich an einer  
Vernehmlassung beteiligen möchten, 
können die Unterlagen  
bei economiesuisse anfordern.

● EU-Erweiterung 
Broschüre A5, 8 Seiten. Gratis.

● «Zur Revision des Radio-  
und Fernsehgesetzes (RTVG).»  
Für weniger Regulierung und mehr 
Wettbewerb in der Verbreitung.  
Positionspapier Juni 2003.  
Gratis.

● «wirtschaftspolitik in der  
schweiz 2004» 
Perspektiven und Schwerpunkte  
der Schweizer Wirtschafts- 
politik für Opinion-Leader,  
Medien und Wirtschaftsvertreter.  
Fr. 50.– + MwSt./Porto.

● «newsletter»  
Für Führungskräfte und Kader aus  
Wirtschaft, Medien und Politik.  
Erscheint monatlich, Abonnement 
gratis.

 Karl Hofstetter: «Corporate  
Governance in der Schweiz»   
Erhältlich in Deutsch/Französisch/  
Englisch. Fr. 40.– + MwSt./Porto.

● «ausgabenkonzept»   
Diskussionsplattform der Wirt- 
schaft zu den öffentlichen Finanzen.  
Fr. 30.– + MwSt./Porto oder gratis 
Download über  
www.economiesuisse.ch

● Schweizerische Bildungs-, For-
schungs- und Technologiepolitik    
Perspektiven bis 2007. Gratis.

● «Swiss Code of Best Practice»   
Erhältlich in Deutsch/Französisch/  
Englisch. Gratis. 

● «Steuerkonzept»   
Vorschläge der Wirtschaft zur  
Neugestaltung der Finanzordnung.  
Broschüre, 32 Seiten, Fr. 10.–.

● Portrait economiesuisse   
Arbeitsgebiete, Dienstleistungen,  
Ziele sowie Organisation des Ver-
bands. Gratis.

● Wirtschaftspolitische  
Foliensets  
■ 20 Folien allgemeine  
 Wirtschaftspolitik  
 (Fr. 20.–),  
■  11 Folien Sozialpolitik  
 (Fr. 15.–), 

 + Porto oder gratis Download.

● «E-Mail-Service»  
Aktuelle Meldungen von economie-
suisse.ch  wöchentlich direkt auf Ihrem 
PC. Bitte E-Mail-Adresse angeben.

● «dossierpolitik», Pressedienst 
Für Medienvertreter, Politiker  
und politisch Interessierte. Erscheint  
wöchentlich. Gratis.
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31. Mai 2004
Vernehmlassung zur Änderung des 
Binnenmarktgesetzes (BGBM)
Kontakt: rudolf.walser@ 
economiesuisse.ch

8. Juni 2004
Weisungen des Bundesrats für die 
UKW-Sendernetzplanung, bzw. für 
die Mittelwellen-Sendernetzpla-
nung
Kontakt: thomas.pletscher@ 
economiesuisse.ch

10. Juni 2004
Revision des Kartellgesetzes – For-
mular für die Meldung von mögli-
cherweise unzulässigen Wettbe-
werbsbeschränkungen
Kontakt: thomas.pletscher@ 
economiesuisse.ch

25. Juni 2004
Verordnung über die Verwendung 
von DNA-Profilen im Strafver-
fahren und zur Identifizierung von 
unbekannten und vermissten Per-
sonen (DNA-Profil-Verordnung)
Kontakt: thomas.pletscher@ 
economiesuisse.ch

15. Juli 2004
Revision des Bundesgesetzes über 
die Information der Konsumentin-
nen und Konsumenten (KIG)
Kontakt: thomas.pletscher@ 
economiesuisse.ch

gertrud.hofer@zhwin.ch

On Her Majesty’s Service
Seit April 2001 hat die 
Schweiz ein Immersion  
Centre in Zürich. 

Britische Diplomatinnen und  
Diplomaten werden weltweit in 
so genannte «Immersion cour-
ses» geschickt. Das Ziel dieser 
Kurse besteht darin, Diplomat- 
Innen während eines Monats 
intensiv auf ihr Gastland vorzu-
bereiten. In Deutschland und in 
Österreich gab es solche Schu-
len seit langem, nicht aber in der 
Schweiz. Diplomaten mit «Ein-
satzgebiet» Schweiz wurden et-
wa in München oder in Salzburg 
geschult. Leider konnten die Im-
mersionsstudenten während ihrer 
Ausbildung weder Kontakte zur 
Schweiz knüpfen, noch wurden 
sie mit den Schweizer Sitten und 
Gebräuchen vertraut gemacht. 
Zudem verstanden  sie kein Wort 
Berndeutsch. Vor vier Jahren 
suchte deshalb das «Foreign and 
Commonwealth Office» eine 

Schule, die als Immersion Centre 
in der Schweiz dienen könnte.

Unterricht «Schwyzerdütsch»
Das Office wurde in der Zürcher 
Hochschule Winterthur (ZHW) 
fündig: Die Fachstelle «Weiter-
bildung» dient seit April 2001 als 
Immersion Centre der Schweiz. 
Die Fachstelle wurde unter an-
derem ausgewählt, weil sie über 
Lehrkräfte verfügt, die den Um-
gang mit anderen Kulturen ge-
wohnt sind und sich einen guten 
Namen gemacht hat. 
Die Immersionsstudenten er-
halten während des vierwöchi-
gen Lehrgangs Einzelunterricht 
in Hochdeutsch, «Schwyzer-
dütsch» und Staatskunde. Ne-
ben dem Sprachunterricht wird 
ihnen auch ein kulturelles Rah-
menprogramm geboten, das auf 
ihre individuellen Bedürfnisse 
abgestimmt ist. Es gibt ihnen die 
Gelegenheit, Schweizer Institu-
tionen kennenzulernen und mit 

massgeblichen Vertretern 
aus Wirtschaft, Politik 
und Medien Kontakte zu 
knüpfen. In erster Linie 
sollen aber die angehen-
den DiplomatInnen so 
betreut werden, dass sie 
sich in der Schweiz will-
kommen fühlen. Das er-
fordert von den Dozierenden über 
den Deutschunterricht und über 
die Einführung in den Schwei-
zer Dialekt hinaus die Fähigkeit, 
flexibel auf die Interessen und 
die zukünftigen Fachgebiete der 
Diplomaten einzugehen. Eine 
Immersionsschulung eignet sich 
aber nicht nur für Diplomaten, 
sondern auch für andere Berufs-
leute aus dem Ausland – etwa für 
Kadermitglieder aus Wirtschaft 
und Verwaltung.

Kein Konkurrenzprodukt
Die Fachstelle «Weiterbildung» 
der ZHW hatte sich von An- 
fang an zum Ziel gesetzt, den 

Prozess des Wissenstransfers 
zwischen Hochschule, Behörden 
und Wirtschaft zu fördern. Es 
gehört ebenfalls zum Ziel dieser 
Fachstelle, neue Angebote an  
der Schnittstelle zwischen Spra-
che und Fachwissen zu entwi-
ckeln. Bei diesen Fachgebieten 
handelt es sich um Wirtschaft, 
Recht und Technik – Themen, 
die in den weiteren Studiengän-
gen der ZHW zentral sind. Das 
Angebot konkurriert aber nicht 
mit der Privatwirtschaft; viel-
mehr dient es als ergänzendes 
Nischenprodukt.

Das Immersion Centre in Zürich.

http://www.economiesuisse.ch

